Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 
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Erſcheint jeden Sonnabend. Preis viert ljährlid bei allen Preuf. Peitinitalten 42 Sgr., bei den außerpreußiichen Poſtanſtalten 
7% Sgr., in Berlin bei allen Jitunge⸗Sp.dueuren incl. an 1 Sar., in der Expedition, Mohrenſtr. 34, 4½ Sgr. Inſerate 

5 die Zee 3 Sar. 


Mit dieſer Nummer ſchrießt die „Verfaſfung“ das erſte Quartal 1865. Die Redaktion 
hofft ven den Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß fie nach Kräften beſtrebt war, das geſteckte 
Ziel im Auge zu behalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher 
und leicht faßlicher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der 
entidieden liberalen Partei beſprechen. Es wird ven Berlin aus regelmäßig jeden Donneritag 
Abend verſandt, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonn» 
abend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Wir bitten unſere Leſer, ihr 
Abonnement möglichſt rechtzeitig bei den Peſtanſtalten anzumelden, da nur in dieſem Falle 
die ununterbrochene Lieferung des Blattes geſichert iſt und bei ſpäteren Anmeldungen die voll- 
ſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern nicht verſprochen werden kann. 

Der vierteljährliche Abonnemenispreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 
4˙½ Sgr., bei den übrigen deutſchen Peſtanſtalten 7˙ Sgr.; in Berlin in der Expedition, Mohren⸗ 
ſtraße Nr. 34, 4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sar. Einzelne Nummern 6 Pf. 
Inſerate, welche bei der großen Auflage des Blattes Gegen 8000 Exemplare) im ganzen Lande 

erbreitung finden, die geſpaltene Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein an⸗ 


gemeſſener Rabatt bewilligt. 
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Ueber erwaige Unregelmäßigfeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 
von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


Anſere Finanzverwaltung. 

Die Kemmiſſion des Abgordnetenhanſes hat einen 
ſehr genauen und ausſührlicken Bericht erſtattet über 
die Staatseir nal men, welche die Regierung für das 
Jahr 1865 in Ausfidt fiellt, und über die Staatzaus⸗ 
gaben, die fie für daſſelbe Jahr ven den Abgeordneten 
bewilligt haben will. Bei Erörterung jener Nachweiſe 
und dieſer Forderungen hat die Kemmiſſien zugleich ge⸗ 
zeigt, daß mit dem Vellsvern ögen ſchon ſeit 1849 nicht 
ſo umgegangen iſt, wie ſie meint, daß es nach den 
Regeln einer guten Wirthſchaft geschehen fıllte Sie hat 

gezeigt, daß die Sterern und A gaben und zugleich die 
Schmden ganz rnrerbälln ßmäßig geftienen find, und 
daß man das geſteigerte Einkemmen nur in ſehr gerin⸗ 
em Maße für Einrichtungen rewandt hat, kind) nelche 
ie Jahlungsſähigkeit des Volkes vermehrt, nicht aber 
vermindert wird. Im Gegentheil, die Erköhung der 
Staatreinnal men iſt vorzugeweiſe mir dem ſtehenden 
Heere zu Gute gekemmen, beſonders feit 1859 und 1860, 
wo man die Militärrerrganiſation anfing. Man al 
ſo viel Geld wie möglich für eine möglichſt große An⸗ 


zabl von Friedensſoldaten ausgegeben, ohne zu beachten, 
daß die Virmehrung der Soldaten ſich immer nur auf 
das Nothwendige beſchränken darf. Denn je mehr Sol⸗ 
daten, deſto weniger Arbeiter; je weniger Arbeiter, deſto 
weniger Einkommen von Ackerbau, Gewerbe und Handel; 
und je weniger Einkommen wir in unſerer Wirthſchaft 
und in unſeren Geſchäften haben, deſto größer wird der 
Druck, den die wachſenden Steuern und Abgaben auf 
unſere Schultern legen. 

Dech ſehen wir uns die hauptſächlichſten Zahlen an. 
Im Jahr 1849 bezahlten wir (die Salzſteuer ungerech⸗ 
net) an jonerannten indirekten Steuern, alſo an Jöllen, 
Stempelſteuer, Rübenzucke. ſteuer, Maiſch⸗ und Malz ⸗, 
Schlacht- und Mahlſteuer, zuſammen 28 Millionen 
Thaler. Aber 1865 find 37 Millionen veranſchlagt, 
alſo 9 Millienen mehr. Von direkten Steuern bes 
zal lten wir im Jahre 1849 an Grundſteuer und Steuern 
von anderen Liegenſchaften 0,300,000 Thlr.; 1865 das 
gegen fellen wir 13,000,000 Thlr. Grund⸗ und Geläude⸗ 
ſteuer bezahlen, alſo 3 Millionen und 300,000 Thlr. 
mehr. Ferner bezahlten wir 1849 an Stlafjenftener 


7½ Million Thaler; aber 1865 follen wir 9% Million 
und dazu die Einfommenfteuer von beinahe 3 ½ Million, 
alſo im Ganzen etwa 5% Millionen Thaler mehr be⸗ 
zahlen. Dazu kommt noch die neue Eiſenbahnabgabe 
mit mehr als 1 Million Thaler. 

Wir ſehen, daß ſeit 1849 die Staatseinnahmen nur 
aus den von uns aufgezählten direkten und indirekten 
Steuern allein um etwa neunzehn Millionen 
Thaler erhöht worden ſind. Neunzehn Millionen 
Thaler machen mehr als fünf Thaler durchſchnittlich 
fur 125 Familienvater. Aber trotz dieſer Erhöhung 
hat die Regierung nicht etwa die Staatsſchulden ver⸗ 
mindert, nein, ſie hat dieſelben feit 1848 (abgeſehen 
von 99 Millionen für Eiſenbahnen und Staatsbank) 
noch um 39 Millionen Thaler erhöht. Die frü- 
en: Regierungen haben dagegen ganz anders gewirth⸗ 
chaftet. Sie haben bei viel geringeren Einkünften und 
bei einem geringeren Wohlſtande des Volkes in den 
Jahren von 1820 bis 1848 nicht etwa Schulden ge⸗ 
macht, ſondern ſie haben baare vierundachtzig 
Millionen Thaler Schulden abbezahlt. 

Fragen wir nun, wozu alle die erhöhten Steuern 
und Abgaben und beſonders auch die jüngſte Erhöhung 
an Grund⸗ und Gebäudeſteuer benutzt worden ſind, ſo 
bekommen wir eben keine andere Antwort als die: nun, 
doch vor allen Dingen zur Erhöhung des Militär- 
etats. Das zeigt ſich beſonders, wenn wir die Zeit kurz 
vor der Reorganiſation mit der Zeit nach derſelben vergleichen. 

Wir fh den voraus, daß die eigentliche Staats⸗ 
verwaltung in neun Abtheilungen nach den verſchiede⸗ 
nen Miniſterien zerfällt, nämlich in die Verwaltungen 
1) der auswärtigen Angelegenheiten, 2) der Finanzen, 
3) des Handels, der Gewerbe und der öffentlichen Ar⸗ 
beiten (Häfen, Kanäle, Eiſenbahnen, Landſtraßen u. ſ. w.), 
4) der landwirthichaftiichen Angelegenheiten, 5) der Juſtiz, 
6) des Innern (einzelne Regierungen, Landräthe, Polizei 
u. ſ. w.), 7) der geiſtlichen und Unterrichtsangelegen⸗ 
heiten, 8) der Armee, 9) der Flotte. Dazu kommen als 
zehnte Abtheilung noch die dem geſammten Staats⸗ 
miniſterium obliegenden Verwaltungen. Nun waren 
die Koſten aller dieſer Verwaltungen im Jahre 1858 
auf etwas über 73 ½ Millionen Thaler veranſchlagt. 
Davon kamen auf das Kriegs- und Marineminiſterium 
allein beinahe 33 Millionen und auf alle übrigen 
Zweige der Staatsverwaltung nicht viel über 
40½ Million. Das war ſchon außerordentlich viel. 
Aber noch viel größer ſind die Ausgaben für das Jahr 
1865. Sie ſollen nämlich um volle 13% Million 
gegen 1858 erhöht werden. Und von dieſer ganzen 
großen Summe ſoll den acht nichtmilitäriſchen Verwal⸗ 
kungszweigen wenig mehr als 2 Millionen, dem Land⸗ 
heere dagegen faſt 10 Millionen und der Flotte, die 
deſſen allerdings ſehr bedarf, etwas über 1½ Millionen 
ugewenbet werden. Es fell alſo von der Geſammt⸗ 
nme von etwas über 87 Millionen mehr als die 
Hälfte, nämlich mehr als 44 Millionen, einzig und 
allein für die Militärverwaltung ausgegeben wer⸗ 
den. Und dabei iſt auch nicht ein einziger Pfennig zur 


Erhöhung des gänzlich unzureichenden Soldes . 
meinen und Unteroffiziere beftimmt. Indeß idee 
wir für jet über diefe und noch andere Unzuträg⸗ 
lichkeiten bei dem Militäretat. Wi ſchweigen auch über 
die ganz unzulänglichen Summen, die für die Volks⸗ 
ſchulen, für Förderung des Ackerbaues, für die dringen⸗ 
den Betürfniſſe des Handels und der Gewerbe, für 
Stromregulirungen, Wegebauten und dergleichen, aus⸗ 
geworfen en Wir wollen die kaum berückiichtigte 
Noth der Lehrer und der Beamten, beſonders der Sub⸗ 
alternbeamten, nicht weiter ſchildern. Wir wollen viel⸗ 
mehr mit alle dem bis dahin warten, daß bei der eigent⸗ 
lichen Berathung des Staatshaushaltsetats für 1865 alle 
dieſe Punkte im Einzelnen erörtert worden ſind. 


In der That genügen auch die von uns angeführten, 
aus amtlichen Angaben geſchöpften Zahlen vollkommen, 
um jeden Unbefangenen davon zu überzeugen, daß, 
entgegen der früheren Finanzwirkhſchaft in Preußen, 
jetzt mit dem Steigen der Einnahmen aus den Steuern 
faſt nur die Ausgaben für das Militär und die 
Schulden gewachſen find. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß dieſem, von Jahr zu Jahr wachſenden Uebel ſchlech⸗ 
15 abgeholfen werden muß, wenn das Land nicht 
über kurz oder lang zu Grunde gerichtet werden ſoll. 
Wir müſſen darum vor allen Dingen nach dem Grunde 
des Uebels ſuchen. 

Freilich iſt man leicht bei der Hand, zu ſagen, daß 
die Regierung nicht allein Schuld iſt, ſondern eben ſo 
die früheren Abgeordneten, und nicht blos die konſerva⸗ 
tiven, ſondern eben ſo die liberalen. Hätten die nicht 
bis in das Jahr 1861 hinein den Forderungen der 
Regierung, bald mit, bald ohne Sträuben, nachgegeben, 
fo würde, ſagt man, es nie jo weit gekommen fein, wie 
es leider jetzt gekommen iſt. Auch wir loben jene Nach⸗ 
iebigkeit nicht; aber ſeit dem Ende des Jahres 1861 
haben wir ja Abgeordnete, die den Wünſchen der Re⸗ 
gierung nicht nachgeben, ſondern die immer nur ihrer 
eigenen Ueberzeugung gefolgt ſind. Was iſt aber die 
Folge geweſen? Die Regierung hat ſich an den Wider⸗ 
ſpruch nicht gekehrt. Vielmehr haben die Miniſter trotz 
des Artikels 99 der Verfaſſung die Ausgaben des Staates 
ſtets nach ihrem eigenen Ermeſſen beſtimmt. Im erſten 
Jahre ihrer „budgetloſen“ Regierung, alſo 1862, ſchränk⸗ 
ten ſie ſich noch etwas ein und gaben nicht volle 82 
Millionen für die geſammte Staatsverwaltung aus. Aber 
für das Jahr 1865 fordern ſie ſchon mehr als 87 Mil⸗ 
lionen. Sollten die Abgeordneten ihnen irgend etwas 
von dem ſtreichen, was ſie für durchaus nothwendig er⸗ 
klären, nun, fo werden die Miniſter, wie fie ſchon deutlich 
genug zu verſtehen gegeben haben, auch im vierten Jahre 
ohne Staatsbaushaltsgeſetz das Geld des Landes ver⸗ 
ausgaben. Daraus wird leider Jedermann klar und 
deutlich erſehen, daß für den Augenblick an gar keine 
Beſſerung zu denken iſt. Die Staatsgelder, welche 
das Volk aufbringt, werden ferner ſo verausgabt wer⸗ 
den, wie die Regierung, nicht aber, wie das Volk und 
0 25 Vertreter es für nothwendig halten. Auch wird 

ie Höhe der Steuern ſich womöglich noch ſteigern; ſie 


werden möglicherweife erſt dann herabgehen, wenn das Volk 
durch die gegenwärtige Art der Finanzverwaltung dahin ges 
bracht iſt, daß es thatſächlich nicht mehr fo viel be⸗ 
zahlen kann, als die Regierung von ihm fordert. 
Freilich würde es anders werden, wenn die Abgeord⸗ 
neten ihr jetziges Verlangen durchſetzten, wenn nämlich 
die direkten Steuern nicht jedes Mal in ihrer ganzen 
öhe, ſondern nur in fo viel Monatsraten erhoben werden 


dürften, als das Abgeordnetenhaus alljährlich im Szaats⸗ 


haushaltsgeſez bewilligt. Aber bei der jetzigen Regie⸗ 


rung werden ſie das eben nicht durchſetzen. Zwar ſteht 


der Grund, den der Finanzminiſter in der Sitzung vom 
16. März dagegen anführte, keinesweges im Einklang 
mit dem Sinn und Zweck der Verfaſſung. Er fagte 
nämlich, wenn das geſchehe, ſo „hätte das Abgeordneten⸗ 
haus es in der Hand, die Regierung finanziell lahm 
zu legen.“ Freilich hat der Miniſter Recht, wenn es 
„finanziell lahm legen“ heißt, daß den Miniſtern die 
Macht genommen wird, nach eigenem Ermeſſen Aus⸗ 
gaben zu machen, die ſie der Verfaſſung gemäß nur 
mit Sie des Abgeordnetenhauſes machen dürfen. 
Aber, obgleich ſie ſelbſtverſtändlich gar keinen rechtlichen 
Anſpruch auf eine ſolche Macht haben, ſo wollen ſie 
dieſelbe ſich doch nicht nehmen agel und darum werden 
ſie oder ihre gleichgefinnten Nachfolger jene dringend 
nothwendige Veränderung unſerer F anzgeſetze auch 
niemals oder erſt in einem Augenblicke zugeben, wo ſie 
überdies aufhören müſſen, Miniſter zu fein. „ 

Wann und wie ein ſolches, für das Land gewiß 
glückliches Ereigniß eintreten wird, das willen wir nicht. 
Das aber wiſſen wir, daß nicht blos der ein⸗ 
elne Mann, ſondern auch ein ganzes Volk 
immer ſelbſt der Schmied ſeines Glückes it 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus iſt noch immer mit 
der Debatte über den Vorbericht beſchäftigt, welchen die 
Budgetkommiſſion über die Lage der preußiſchen Finanzen 
erſtaktet hat. Es haben jetzt endlich der Finanzminister, der 
Kultusminiſter und der Kriegsminiſter geſprochen. Jeder der⸗ 
ſelben hat die Anträge, welche die Kommiſſion an ihren Be⸗ 
richt geknüpft hat, auf das Entſchiedenſte zurückgewieſen. Der 
Finanzminiſter hält den Zeitpunkt nicht für geeignet, eine 
Verminderung der Steuern eintreten zu laſſen, und außer⸗ 
dem beſtreitet er das Drückende der Steuern, welche das 
preußiſche Volk jetzt zu tragen hat. Der Kultusminiſter wies 
ebenſo die Angriffe zurück, welche von einer zu geringen 
Berückſichtigung des Unterrichtsweſens ſprechen, obgleich es 
ſchwer fein dürfte zu beweiſen, daß das Gehalt unferer Volks⸗ 
chullehrer ein ausreichendes iſt. Der Kriegsminiſter tritt 
von Neuem als der entſchiedene Vertheidiger des Reorga⸗ 
niſationsplanes auf, und betonte mit aller Schärfe, daß die 
Regierung an demſelben in allen Punkten, alſo auch in 
Bezug auf die Dauer der Dienſtzeit feſthalten werde. Die 
Ausführungen der Minifter wurden ſehr eingehend an den 

ednern der Mehrheit der Volksvertretun, 
ben gendſten aber hat der Kriegsminifter ö 
m 


widerlegt, am 
t eine Ausführun⸗ 
Ion auſe durch ſeine Auslaſſungen in der Militärkommiſ⸗ 
ſion ſelbſt widerlegt. In dieſer hat er angedeutet, daß man 
an Vorſchläge denken könne, um die Einf 


care i ührung der zwei⸗ 
jährigen Dienſtzeit möglich zu machen. Er hat ſich leider 


nicht näher darüber ausgeſprochen, welches dieſe Bedingungen 
Ein 105 daß wir 1 kein Urtheil darüber erlauben 
können, ob auf Grund derſelben eine Beendigung unſeres 
Verfaſſungskonfliktes zu erwarten ſteht. 

In den letzten Tagen war von einer bevorſtehenden Ver 
änderung im Miniſterium die Rede. Man ſprach davon, 
daß Graf Eulenburg nach dem Schluß des Landtages von 
ſeinem Poſten zurücktreten werde, und auch der Finanzminiſter, 
Herr von Bodelſchwing, ſoll ſich nach dem Austritt aus dem 
Miniſterium ſehnen. Die erſte Nachricht wird von den 
Korreſpondenten, welche ihre Nachrichten in dem Preßbüreau 
empfangen, auf das entſchiedenſte in Abrede geſtellt. 

An Stelle des Abgeordneten Müller (Demmin), welcher 
fein Mandat niedergelegt hat, beabſichtigen die liberalen Wahl- 
männer des dortigen Kreiſes den Kreisgerichtsrath von Mittel⸗ 
ſtädt in Stettin zu 1 

Aus der Provinz Preußen treffen fortwährend neue 
Anzeigen ein, daß die Zahlung der neuen Grund- und 
Gebäudeſteuer verweigert worden ſei; auch in Berlin hat 
ein Hausbeſitzer, der Rentier Körber, die Zahlung der 
Gebäudeſteuer verweigert. 

Am 17. d. M. hat das Obertribunal zum erſten Male 
in der Angelegenheit wegen der Stellvertretungskoſten für 
1 Abgeordneten, welche Beamte ſind, zu entſcheiden 
gehabt. Es lagen dem Gerichtshofe — erſter Senat, unter 
dem Vorſitz des Chefpräſidenten Uhden (Referent: Ober⸗ 
tribunalsrath Brunnemann) — die lagen der Abgeordneten 
Baſſenge J. und II., Aßmann, Geisdorf, flücker 
und Qual vor, die von dem Apellationsgericht Ratibor gegen 
den Fiskus entſchieden waren. Juſtizrath Rönnebeck ver- 
trat die Nichtigkeitsbeſchwerde, Juſtizrakh Dorn die Abge⸗ 
ordneten. Das Obertribunal vernichtete nach zwei⸗ 
ſtündiger Berathung das zweite Urtheil und wies 
die Kläger ab. Bekanntlich heyt noch ein anderer gleicher 
Fall an, welcher bei dem rheiniſchen Senat des Obertribunals 
zur Entſcheidung gelangt. Sollte dieſer gegen den Fiskus 
erkennen, ſo kann die Frage zur Entſcheidung vor dem Plenum 
des Obertribunals angeſetzt werden. 

„In Straßburg (in der Uckermark) ift der zum Magiſtrats 
mitglied erwählte Herr C. H. Kühn nicht beſtätigt worden. 

Das Obertribunal hat das Urtheil des Königsberger 
Oſtpreußiſchen Tribunals, welcher den Rechtsanwalt Schultz 
in Memel wegen ſeines Verhaltens bei den letzten Wahlen 
zu einer Geldſtrafe von 150 Thlrn. verurtheilte, beſtätigt. 

Gegen den Abg. Aſſeſſor Lasker iſt wegen eines. Auf⸗ 
ſatzes in den Deutſchen Jahrbüchern: „Ueber die Artikel 99, 
100 und 109 der preußiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde“ die Dis⸗ 
iplinar⸗Unterſuchung eingeleitet worden. Wegen deſſelben 
Artikels iſt ſchon früher gegen den Verfaſſer Anklage erhoben 
worden, doch iſt er in der erſten und zweiten Inſtanz frei⸗ 
geſprochen worden. u. 

Die Fortſchrittspartei hat einen wackeren Mitkämpfer für 
Recht und Freiheit verloren: der Rektor Markus in Gum⸗ 
binnen, der Begründer und frühere Redakteur des Bürger- 
und Bauernfreundes iſt geſtorben. 


Ein Artikel in den Amtsblättern und der Graf Schwerin. 

Wir haben unſeren Leſern ſchon ſo manche Proben von 
der ehrlichen Schriftſtellerei gegeben, deren ſich unſere 
Gegner befleißigen. Wir müſſen heut von Neuem auf dieſes 
Thema zurückkommen. Aber wir wollen diesmal nicht unſere 
Anſicht, ſondern die Anſicht eines Mannes anführen, Be 
politiſche fun wir vielfach bekämpft haben. Der ehe 
malige Miniſter Graf Schwerin hat bei den lebhaften 
Debatten, welche im Laufe voriger Woche im Abgeordneten⸗ 


A hpanſe Hatffanken, Welegenheif gefunden, Ti 


von Echrüftitellerei, deren fid einige ſogenannte Freunde 
der Regierung und des Königthums Leflefiiigen, zu äußern, 
indem einige jener Herren ſich in „allerloyalſter Weiſe“ er⸗ 
laubt hatten, angebliche Aeußerungen von ihm als Mittel 


ein Hinderniß bezeichnet hat. j 5 

Solchen Aeußerungen gegenüber halte ich mich 
zu der einfachen Erklärung berechtigt, daß die da⸗ 
maligen Miniſter eine ſolche Erklärung nicht abgegeben 
haben. Es geht dies ſchon aus dem, was ich vorhin geſagt 
abe, hervor. Sie haben niemals verkannt, daß das 

bgeordnetenhaus Ich ſeines Rechtes bediente, und wer 
515 ſeines Rechtes bedient, verletzt bekanntlich nicht die 
echte eines Andern.“ 

Wir denken, die Herren von der ſogenannten „loyalen“ 
Preſſe werden ſich das geſagt fein laſſen, und ſie werden künftig ⸗ 
hin in ihren Aufſtellungen etwas verfichtig fein müſſen, da 
es denen, für welche ſie zu kämpfen vorgeben, doch unmöglich 
gleichgültig ſein kann, wenn öffentlich vor dem ganzen 
Volke die Unwahrheit ſolcher in amtlichen Blät⸗ 
tern „zur Belehrung des Volkes“ veröffentlichten 
Artikeln nachgewieſen wird. Dem Volke aber möge 
dieſer Vorgang auf's neue eine Lehre ſein, jene Artikel, die 
es gleichſam auf Befeht leſen muß, mit der größten Vorſicht 
aufzunehmen, und den Inhalt derſelben ſehr ſorgfältig au 
prüfen. In den meiſten Fällen wird eine ſolche Effentliche 
Brandmarkung, wie ſie hier durch den Grafen Schwerin 
geſchehen iſt, gar nicht nothwendig ſein, da der geſunde Sinn 
unſeres Volkes wohl immer ſelbſt herausfinden wird, wie 
wenig Glauben jene Artikel verdienen. 


Die Größe Preußens. 

Die feudale Partei pflegt immer für ſich allein das 
Streben, Preußen groß machen zu wollen, in Anſpruch zu 
nehmen. Ueber dieſen Gegenſtand hat der Abgeordnete 
Virchow in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 20. ſo 
treffend und klar ausgeſerochen, daß wir uns veranlaßt ſehen, 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: P 


iber dieſe Art | den betreffenden Theil feiner Rede nach dem Etenographiigen 


Bericht unſeren Leſern mitzutheilen. Er fagte: 

„Meine Herren! wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
es uns eine Herzensſache iſt, Preußen groß und 
ſtark zu erhalten. Aber die Regierung täuſcht ſich, wenn 
fie glaubt, daß das Volk ein Intereſſe daran hat, das 
Preußen, wie es jetzt da iſt, als einen Großſtaat künſtlich 
zu erhalten; denn daß das künſtlich iſt, daß das nur in einer 
gewaltſamen Entwickelung der Umſtände geſchehen konnte, 
und daß das beſonders nicht in der Weiſe dauernd erhalten 
werden kann, das muß ſich doch die Regierung ſelbſt ſagen. 
Meine Herren! So kann das Preußen nicht ewig 
bleiben wie es iſt. 

Wenn Sie alſo wünſchen, daß Preußen ein Großſtagt 
werden ſell im firengen und wahren Sinne des Wertes, ſo 
müſſen Sie nicht bles aus dieſem Volke heraus Ihre Politik 
geſtalten für das Velk, ſondern Sie müſſen auch den großen, 
dentſchen nationalen Gedanken aufnehmen, und Sie 
müſſen Ihre Einrichtungen in dem Sinne treffen, nicht um 
das andere Deutſchland zu ſchirmen, welches ven Ihnen 
gar nicht beſchirmt ſein will, ſondern im Gegentheit, um ſich 
mit dem anderen Dentſchland jo innig zu verbinden, daß 


daſſelbe für uns auch ein Schirm iſt, daß wir durch das 


andere Deutſchland beſchirmt werden. Meine Herren! 
Der Standrunkt, auf dem Sie ſich als (roßſtaat hinſtellen 
und thun, als könnten Sie das ganze übrige Deutſchland 
unter Ihren Schirm nehmen, und es vor allen äußeren Ge 
fahren ſchützen, dieſen Standpunkt erkennt man in Deutſch⸗ 
land nicht an. : 

Man hält das für eine Ueberhebung, und meiner Meinung 
nach mit Recht, denn Preußen kann, wie der Miniſterpräſiden 
von Bismark gejagt hat, auf Dauer die Rüſtung nich 
tragen, welche es hat; es muß alſo heraus aus der Rüſtung. 
Nun machen Sie doch mit Ihrem Heerweſen vie frrröfalen 
(Einrichtungen, welche es ermöglichen, daß wir das übrige 
Deutſchland au uns heranziehen. Aber meine Herren! wenn 
man nickts weiter von einem Großſtaat zu ſagen weiß, als 
daß Ruhm und Ehre daran haften, — damit können Sie 
weder die deutſche Nation noch das eigene Volk befriedigen. 

Ver allen Dingen wird es Ihre Aufgabe ſein, den Zw ed 
einer Großmacht zu erfüllen, und dieſer Zweck iſt nicht ſo 
ſehr, nach Außen hin gefahrdrohend zu ſein, ſondern der erüe 
Zweck einer Großmacht iſt der, daß ſie ihren eigenen Bürgern 
einen fo ſelbſtſtändigen Schutz zu leihen vermag, daß inner. 
halb des Staates die eigentlichen Kulturzwecke des Staates: 
Bildung, Wohlſtand und Freiheit gedeihen. 

Das iſt die Aufgabe des Großſtaates. Der Kleinſtaat 
kann das nicht machen, weil er außer Stande iſt, nach Außen 
hin diejenige Selkſtändigkeit zu finden, die ihm Sicherheit 
giebt, daß die Einrichtungen, die er ſchafft, dauernd ſind. 
Das kann nur ein Großſtaat, und darum iſt der Großſtaat 
allein ein Bildung verbreitender Staat. Aber er muß au 
dieſe Aufgabe wirklich erfüllen und das höchſte Ziel, das er 
ſich zu ſtecken hat, iſt nicht dag, ein ſtarkes Heer zu ſchaffen, 
ſondern das iſt mir das Mittel zu einem Zweck, zu den 
inneren Zwecken, welche die eigentliche Aufgabe des Staates 
ſind. Wenn die Regierung ſich einmal mit dem Gedanken 
erfüllen, ſich klar machen möchte, daß Großſtaat ſein 
heißt: Dieſe große, Bildung verbreitende Aufgabe 
zu löſen, daß es nicht heißt, nach Außen irgend welchen 
Druck ausüben auf andere Lente, ſondern die anderen Bürger 
ſo unabhängig hinzuſtellen, daß Jeder im Staate ſeine Kräfte 
fo frei entfalten kann wie irgend möglich — dann wird fie 
auch ein Heer bekommen, fo groß als es irgend nöthig iſt. 


r. G. Lewinſtein in Berlin. 


Dierzu eine Bellage. 


ZI. ZU, 1009. 
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g Mit dem 1. Avril 1865 beginnt ein neues Aben 
 nement auf die in Berlin im Verlage von Franz Duucke 


Volks-Zeitung 


€: N 

Organ für Jedermann aus dem Volke 
Preis vierte jährlich lei allen Königl. Preuß. Poſt 
Anſtalten 25 Sgr., bei allen außerpreußiſchen! 

Poſt⸗Anſtalten 29 Sgr. 5 
Treu dem Pregramme, weiches fie am erften Tage ibres; 
Erſcheinens aufgentetit, hat die Volke Zeitung unbeirrt durch 8 
die wechſelnde Herr chaft der Parieien Tag für Tag, Blatt für gg 
Blatt gekämpft für das Recht des Volkes, für die getreue 28 
Beovack ung der beichworenen Verfaſſung. Sie bat doe 
Ziel des Staates in dem Wehle der Bürger deſſelben ge⸗ z 
funden, aber fie ſucht die Erreichung dieſes Zieles nicht 43 
durch den Einfluß von oben her herbeizufübren, fontern fie 
will, indem ſie das Volk nach jeder Richtung bin zu belebren 
ſucht, es fähig machen, telbit an der dauernden Befeſti⸗ 
ung feines Rechtes urd ſeines WW. hiergebend zu arbeiten.! 
In dieſem Sinne bespricht das Bait die politiichen und die! 
ſozialen Fragen, in beiden hält fie an dem Grunding fei: 
Hilf dir ſeloft!“ und die große Verbreitung, welche die! 
Zeitung gefunden, liefert den biften Bew is, daß ſie damit 
die wahre Meinung des Volkes auedrückt. So hat die 
Volks. Zeitung gekämpft und in gleicher Weite wird ſie den 5 
Kampf ferrſeben für das Recht und dae Wohl des preu⸗ 
bischen, die Eindeit und Nrelbelt des deutjchen Volkes. 
5 Anfündigungen aller Art finden durch die Nolte: 
Zeitung die weiteite Verbreitung und ſei fie auch dazu ans = 
gelegentlich empfoblen 


# 


i l 
Das in Haynau jeden Mittwoch und Sonnabend er⸗ 
ſcheinende 


* 


1 „Haynauer Stadt: Blatt‘ 
zedi irt im liberalen Sinne, bringt in jeder Nummer einen po⸗ 
alar geichriebenen Leitartikel, eine kurze für Jedermann ver. 
Mas he Ueberſicht der Tagesereigniſſe, provinzielle und lokale 
ee ſowie Novellen und ladet zum Abonnement er: 
gebenſt ein. 
nferate finden in dem „Haynauer Stadtblatt“, welches de 

pelserbrelteiſte Blatt im Kreiſe iſt und weit über die Ae 
11 hinaus geleſen wird, in Stadt und Land die weiteſte Ver⸗ 
reitung. 


Alle Königlichen Poftanftalten nehmen zu dem vierteljährlichen 
Abonnementspreiſe von 7ÿ Sgr. Beſtellungen an. 


Haynau. 
Die Expedition. 


Erneuerungen der Abonnements reſp. neue Beſtel⸗ 
lungen auf die 


täglich 2 mal erſcheinende 


Aheiniſche Zeitun 

wolle man möglich ſt frühzeitig vor Ende des 10. 
bei der nächften Wok machen, damit in dem regel ⸗ 
mäßigen Empfange der Zeſtung keine Unterbrechung eintrete. 

II. Quartal. 1865, Abonnementspreis: bei allen Poſt⸗Anſtalten 
des Deutſch⸗DOeſterreichiſchen Poft » Vereins Thlr. 1. 22. 6. oder 
8 = Kr. a: 1a Ar die Pete. 

erlag von W. ulen u. 8 üſſeldorf, Breite 
firaße 185 Köln, Unter Geldſchnich ez. Wiſeldorf, Breite 


rliner Reform. 
Berliner Reform. 
ieſe tägli Sta 1½ bis 2 Bogen erichei⸗ 
unse , redigiet von Ur. Gio Weiß, 


vertritt auf prlitiſchein Geriete die Erundſätze und Aaſpreüche 


der Linken der Fortſchrittsvartei, wir teen 


bervorragendſten Perjönlichkeiren fie in Beziehung ſteht. Auf 
ſozialem Xelde widmet fie den Erſcheinungen zumal der Ar⸗ 
beiterwelt eine ernſte Aufmerkſamkeit und prüft fie am der 
wofratiichen Prin zipe, nicht voreingenommen für oder wider 
irgend Einen der Stimmführer des Tageo in deſen Nr gen. 
Sie bringt die Neuigkeiten des In⸗ und Anslaudes 
in der Schnelles und Bollmändigfet, wie es den günnigen 
lokalen Bedingungen eines Berliner Blattes entipricht. Gle he 
dein ſtr bt ſie aber auch die möglichſte Reichhaltjg'eit der 
Berliner Stadtnachrichten ſelber an und ſtebt in dieſer 
Beziebung unter den polit. ſu en Blättern der Haupiſtart wu 
in irſter Reibe. Die Entwickelung des wiſſenſchaftlichen 
Lebens und des gewerblichen Fortſchritts verfolgt fie 
gewiſſenhaft und wird vom nachſten Quartale an dieſelben 
zeitweiſe auch in größeren Bildern zuſammenfaſſen. Für die 
Unterbaftung sorat, in der Regel täglich, ein Feuilleton, 
das mit Sorgfalt aug ewählt in und auch auf de Leſcrinnen 
die gebübre de Rückſichr nimmt. Das Theater iſt niebende 
Nbr:t für Nachrichten und fritiiche Berichte, die Künſte 
und der Handel finden ihre wichtigeren Ereigniſſe ſeginrirt, 
die Berliner Borſennachrichten und die Kours⸗ 
depeſchen find täauch vellſtändig mitgerheilt. Der Gang 
krieg riſcher Ereigniſſe wird, wie di a ſchon bie ber wiederbolk 
geſchehen, auch fernerbin durch Karten und Pläne, die dem 
Blatte unentgeb'lich beigefügt werden, illuſtrert. Ter Preis 
des Blattes er tipricht den Verbreitungekreiſen, die es ins Auge 
g faßt har, er beträgt bei allen Peſtanſtalten innerhalb des 
Preuß. Staates vierteljätbrlch 1 Tylr. 10 Sgr., innerhalb dee 
Oeſterr. Deutſchen Poſtverbandes 1 Thlr. 18 Sgr. In Berlin 
vierteljährlich 1 Thir. 9 Sgr., monatlich 13 Sgr., wöchentlich 

Sg“. incl. Bringerlobn. 

Empfohlen zu gef. Abonnements auf das am 1. April 
1865 beginnende neue Quartal. 


Der 2 
Y ; EE 
„Bürger- und Bauernfreund 
beginnt mit dem 1. April ein neues Quartal. Er wird in der 
alten Norm fortgeſetzt werden gedruckt bei Fr. Krauseneck 
& Sohn. 1 von John Neitenbach = Plicken, wird 
auch in jeder Nummer ein Bild bringen. 

Seine Aufgabe wird es nach wie vor fein, die freiſinnig⸗ 
ſten politiſchen Anſichten in volksthümlichſter Sprache 
zur Geltung zu bringen, als Pionier größeren freiſinnigen Biät⸗ 
tern den Boden im Volke zu bereiten. 

Da wir regelmäßig die Artikel der Provinzial ⸗Korreſpondenz 
und der Amtsblätter eingehend beiprechen, wenn's nö'big wider⸗ 
legen werden, erſuchen wir Freunde der Volksfreiheit 
für wrtteite Verbreitung unſcres Blattes thätig fein 
u wollen. 

i Er koſtet für das Vierteljahr bei Abholung von der 
Poſt für Stadt und Land 4 Sgr. 6 Pf., durch den Poſtboten 
in's Haus gebracht auf dem Lande 2 Sgr. 6 Pf. mehr. 

Inſerate finden die weiteſte Verbreitung durch ganz Deutſch⸗ 
land und wird die gefnaftene Zeile mit 3 Silbergroſchen be 
rechnet. Gumbinnen, im März 865. 

Die Herausgeber: 
Büttler-Marienhöhe. Th. Käswurm-Puspern. 
J. Reitenbach - Plicken. 


Strauß, David Friedrich 


R in Baden. leg. geh. Preis 1 Thlr. ’ 
Ziegler, Franz W., Landwehrmann Krille. 


ſondern ein Lebensbild. Eleg. geb. Preis 10 Sgr. 


erzebenſt einzuladen. 

Nach wie vor werden unſere Beſtrebungen darauf gerichtet 
ſein, durch re lune erläuternde Artikel der Tagesfragen, durch 
überſichtliche Mitrheilung wichtiger Tagesereigniſſe, durch wahr⸗ 
heitsgetreue Berichte der Landiags-Verhandlungen, durch aueführ⸗ 
liche Korreſpondenzen über lokale und provinzielle Angelegenheiten 
und durch ein unterhaltendes Feuilleton, den Anſprüchen unſerer 
Leſer nach jeder Richtung hin gerecht zu werden. — Die politiſche 
Richtung unſeres Blattes iſt bekannt und bleibt unverändert. 

Neben den hieſigen, Bromberger, Thorner und Berliner Han⸗ 
dels-Berichten werden wir auch ferner den Preiekourant der Müh 
len-Adminiſtration zu Bromberg und die für das handeltreibende 
Publikum höchſt wichtige nach amtlichen Quellen bearbeitete Zu⸗ 
ſammenſtellung aller im hieſigen Kreiſe vorkommenden Sub⸗ 
baftationen mittheilen. 

Inſerate, die in hieſiger Stadt wie in ganz Kujawien die 
vortheilhafteſte Verbreitung finden, werden mit 1¼ Sgr. für die 
dreigeſpaltene Korpuszeile berechnet. Ueberſetzungen in polniſcher 
Sprache gratis. Wiederholungen größerer Inſerate angemeſſenen 
Rabatt. 

Alle Königlichen Poſtanſtalten nehmen zum vierteljährlichen 
Abonnementepreiſe von 123 4 Sgr. Beſtellungen an. 

Inowraclaw, im März 1865. 8 

Die Redaktion. 
Hermann Engel, Buchdruckereibeſitzer. 


„Magdeburger Preſſe.“ 


Herausgegeben und redſgirt von J. Hoppe. 


Zentral-Organ der Fortſchrittspartei 
für Magdeburg, die Provinz Hachſen und Anhalt. 
Die „Magdeburger Preſſe“ erſcheint wöchentlich 13 Mal 
in gr. Folioformat und wird täglich in der Stärke von wenig⸗ 
ſtens 2 Bogen mit den erſten Nachmittags, und Morgenpoſten 
verſandt, wodurch fie in den Stand geſetzt iſt, auf dem ſchnellſten 
Wege in der Politik wie im Handel die neueſten Nachrichten 
zu verbreiten, welche ſie durch Telegramme und Originalberichte 
bezieht. Die „Magdeburger Preſſe“ hat das Glück gehabt 
gleich im erften Vierteljahre ihres Beſtehens die Aufmerk amkeit 
des Publikums und der Tagespreſſe auf ſich zu ziehen und es 
wird nichts unterlaſſen werden, die ihr zu Theil gewordene An⸗ 
erkennung in immer höherem Grade zu rechtfertigen. Für alle 
Fächer, wie beſonders auch für das Feuilleton, ſind mannigfache 
und tüchtige Mitarbeiter thätig. Die Montagenummer iſt all» 
wöchentlich längeren Aufſätzen über Handel, Induſtrie und 
Landwirthſchaft gewidmet. 5 
Abonnements nebmen ſämmtliche Poftämter an. Viertel⸗ 
jährlicher Abonnementspreis bei den Preuß. Poſtämtern 
1 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf., im Herzogihum Anhalt 1 Thlr. 15 Sgr., 
im übrigen Deutſchland 1 Thlr. 24 Sgr. Inſerate werden mit 


Soeben erſchien und iſt in allen Buchhandlungen vorrät 


Der Chriſtus des 
Eine Kritik des Schleierma er'ſchen Lebens Jeſu. Nebſt einer Beilage: 


iemann, H. A., Der Unteroffizier im Regiment Kolberg, 
Ritter des eiſernen Kreuzes und des ruſſ. Georgien⸗Ordens, aus Friedland in Mecklenburg ⸗Strelitz. Keine Nodelle, 


Verlag von Franz Duncker in Berlin. 
eee eee eee 


Glaubens und 


Eine Erzählung. Eleg. geh. Preis 10 Sgr. 
Sophia Dorofhea Frieberike Krüger, 
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verbreitetfie Blatt und eignet ſich deshalb ga 
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Fr. Krauseneck & Sohn. 
Die Halberſtädtiſche Zeitung. 


Herausgegeben und redigirt von Dr. A. Zapp. Organ der 
liberalen Partei in dem Wahlkreiſe Oschersleben Halberſtadt⸗Wer⸗ 
nigerode und im Fürſtentbum Blankenburg. 

Die „Halberſtädtiſche Zeitung“ erſcheint wöchentlich drei 
Mal (Sonntage, Mitiwoche und Freitags) und bringt eine über⸗ 
ſichtliche Zuſammenſtellung der wichtigſten politiſchen Nachrichten 
mit aueführlicherer Beſprechung der hervorragenden politiſchen 
Ereigniſſe unſeres Staatslebens, gute populär gehaltene Leitartikel, 
ein unterhaltendes Feuilleton und beſonders alle auf das foziale 
und kommunale Leben der benachbarten Ortſchaften der Provinz 
und der angrenzenden fremden Staaten bezüglichen Vorkommniſſe. 
Die „Halberſtädtiſche Zeitung“ hat ſeit ihrem 4 jährigen 
Beſteyen ſchon einen recht bedeutenden Leſerkreis a: und 
wird ſowohl von Behörden als Notarien, als auch von Geſell⸗ 
ſchaften und Geſchäfteleuten ganz beſonders zu Inſeraten aller 
Art benutzt. Sämmtliche Pot Anſtalten nehmen Beſtellungen an 
zum Vierteljahrspreiſe von 15 Sgr.; Inſertionegebühren für die 

eſpaltene Corpuszeile oder deren Raum 1 Sgr.; bei größeren, 
öfter wiederkehrenden Anzeigen wird ein bedeutender Rabatt gewährt. 


